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Verordnung zur Abänderung des Verſorgungsgeſetzes und des Verfahrensgeſetzt 2... ee 


99 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird. 
Geſetz 
zur Abänderung des Weingeſetzes vom 7. April 1909. 
Vom 15. 6. 1932. 


§ 1 
Im Meingeje vom 7. April 1909 (R. G. Bl. S. 393 ff.) iſt in § 19, Abſatz 1 zum Schluß hin⸗ 


zuzuſetzen: 
„J. Für Betriebe kleineren Umfanges (mit einem Jahresumſatz von weniger als 20 000 Liter) 
ſowie für Geſchäfte, die Wein nur in fertigem Zuſtande beziehen und unverändert wieder 


abgeben, können Erleichterungen oder Befreiung zugelaſſen werden.“ 


§ 2 
Dieſes Geſetz tritt mit feiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 15. Juni 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr.⸗Ing. Althoff Schwegmann 


100 Verordnung 
über Anderungen in der Sozialverſicherung. 
Vom 1. 6. 1932. 
Auf Grund des $ le des Ermächtigungsgeſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. S. 403) wird fol⸗ 


gendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel! 


Invalidenverſicherung 
$ 1 
(1) Der Grundbetrag der Invalidenrente it für alle Lohnklaſſen 105 Gulden im Jahre. 
(2) Der Kinderzuſchuß beträgt 108 Gulden im Jahre. 
: § 2 
Der Anteil der Verſicherungsanſtalt beträgt bei der Witwenrente und der Witwerrente fünf Zehn- 
tel, bei der Waiſenrente für jede Waiſe vier Zehntel des Grundbetrages und des Steigerungsbe— 


ages der Invalidenrente. 
Artikel II 


Angeſtelltenverſicherung ö 

(1) Bei Wanderverſicherten tritt zur Rente aus der Angeſtelltenverſicherung der Steigerungs- 
betrag aus der Invalidenverſicherung erſt dann, wenn die Leiſtungsvorausſetzungen der Invaliden⸗ 
verſicherung erfüllt ſind. Er wird nur inſoweit gewährt, als er 


bei dem Ruhege lde 6, — Gulden 
„der Witwenrente und der Witwerrente 3,50 "+ 
3 2,50 ” 


‘ „ der Maijenrente . 
im Monat überjteigt. 
} (Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 14. 7. 1932.) 
= 
: 
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A 4 
(2) Im Verhältnis der Träger der Invalidenverſicherung zum Staat kommt die Minderung dem 


Verſicherungsträger zuſtatten. 
Artikel III 
Unfallverſicherung 
8 1 

(1) In der gewerblichen und der See-Unfallverſicherung werden die Renten für Unfälle aus 
der Zeit vom 1. Juli 1927 bis zum 31. Dezember 1931 um zehn vom Hundert, die Renten für 
Anfälle aus der Zeit vom 1. Oktober 1924 bis 30. Juni 1927 und nach dem 31. Dezember 1931 
um fünf vom Hundert gemindert. 

(2) In der landwirtſchaftlichen Unfallverſicherung werden die Renten für Unfälle von Betriebs’ 
beamten und Facharbeitern aus der Zeit vom 1. Juli 1927 bis zum 31. Dezember 1931 um zehn 
vom Hundert, die Renten für Unfälle aus der Zeit vom 1. Oktober 1924 bis 30. Juni 1927 und nach 
dem 31. Dezember 1931 um fünf vom Hundert gemindert. 


8 2 

Die Vorſchrift des $ 1 findet keine Anwendung, ſoweit wegen der Gewährung der Rente aus 
der Unfallverſicherung Bezüge des Berechtigten aus der Invaliden- oder der Angeſtelltenverſicherung 
ruhen. 

Artikel IV 
Sonſtige Vorſchriften 
SA 
| (1) Die Organe der Verſicherungsträger können mit Genehmigung der Aufſſichtsbehörde ſchrift— 
lich abſtimmen; der Vorſtand bedarf in eiligen Fällen dazu keiner Genehmigung. 

(2) Die Aufſichtsbehörde kann beſtimmen, daß für eine Anderung der Satzung und der Dienit- 
ordnung einer Berufsgenoſſenſchaft ein Beſchluß des Vorſtandes genügt. Der Senat beſtimmt, wann 
dieſe Befugnis außer Kraft tritt. 

82 


(1) Der Senat kann: 

1. zur Sicherung einer geordneten Wirtſchafts führung Vorſchriften erlaſſen über die Anlegung 
und Verwaltung des Vermögens, über die Aufſtellung des Stellenplans, der Beſoldungs— 
ordnung und des Voranſchlags ſowie über die Rechnungslegung der Verſicherungsträger; 

2. im Verfahren vor den Verſicherungsbehörden dem Rechtsmittelkläger bei der Einlegung 
eines Rechtsmittels die Entrichtung einer Gebühr mit der Wirkung auferlegen, daß das 
Rechtsmittel nicht als eingelegt gilt, wenn die Gebühr nicht binnen einer beſtimmten Friſt 
entrichtet wird; er kann zugleich die Verwendung der entrichteten Gebühren regeln und die 
in der Reichsverſicherungsordnung $ 80 bezeichneten Pauſchbeträge feſtſetzen; entſprechendes 
gilt für Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens; 

3. zur Vereinfachung und Verbilligung der Sozialverſicherung die Verſicherungsträger im Be 
ſtande, jedoch ohne Anderung ihrer Arten verringern und im Aufbau ändern. 

(2) Die Verſicherungsträger ſind vorher zu hören. 
$ 3 
Für ihre Forderungen gegen den Reeder aus dem Verſicherungsverhältnis haben alle Träger der 
ſozialen Verſicherung die Rechte eines Schiffsgläubigers nach dem Handelsgeſetzbuch § 754 Nr. 10. 


8 4 
Das Landesverſicherungsamt kann anordnen, daß als Jahresarbeitsverdienſt nach den $$ 1067 
bis 1069 der Reichsverſicherungsordnung für die Beſatzung einzelner Danziger Seefahrzeuge von nicht 
mehr als 2000 Bruttoregiſtertonnen der tatſächliche Verdienſt gilt. Dabei gilt als Geldwert der 
gewährten Beköſtigung der nach $ 1070 der Reichsverſicherungsordnung feſtgeſetzte Betrag. 
Artikel V 
Übergangs vorſchriften 
8 1 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung treten mit dem 1. Juli 1932 in Kraft. Die Vorſchriften 
im § 3 treten mit dem 1. Auguſt 1932 in Kraft. 
§ 2 
Die Vorſchriften der Artikel 1 und 2 gelten für Leiſtungen, die nach dem 30. Juni 1932 bes 
antragt werden. 


| 
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83 
(1) Soweit nach $ 2 das bisherige Recht anzuwenden ijt, ruht monatlich 
bei den Invalidenrenten und den Rubegeldern der Betrag von 7,30 Gulden, 
bei den Witwenrenten und den Witwerrenten der Betrag von 6,10 Gulden, 
bei den Waiſenrenten der Betrag von 4,80 Gulden. 

(2) Im Verhältnis des Trägers der Invalidenverſicherung zum Staat kommt der ruhende Teil 
dem Verſicherungsträger zuſtatten. : 

(3) Bei Wanderverſicherten, die ihre Renten aus der Angeſtelltenverſicherung erhalten, tritt das 
Ruhen bis zur Höhe des Steigerungsbetrages aus der Invalidenverſicherung ein. Das Nähere über 
die Verrechnung zwiſchen dem Träger der Angeſtelltenverſicherung und dem Träger der Invaliden⸗ 
verſicherung beſtimmt das Landesverſicherungsamt. 

(4) Das Ruhen iſt bekanntzumachen. Ein Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 


8 4 

Solange eine vor dem 1. April 1932 feſtgeſtellte Rente aus der Invaliden- oder der Ange— 
ſtelltenverſicherung auf Grund der Verordnung über Anderungen der Reichsverſicherungsordnung und 
des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123 ff.) ruht, finden auf Antrag 
des Berechtigten die Ruhensvorſchriften im § 3 inſoweit keine Anwendung, als ſonſt die Rente ins- 
geſamt um mehr als die Hälfte beſchränkt würde. 

0 8 5 

über die Minderung der Rente auf Grund des Artikels 3 § 1 erhält der Berechtigte eine 
Mitteilung; die Minderung tritt erſt mit dem Ablauf des Kalendermonats ein, in dem die Mitteilung 
erfolgt. Ein Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 

Artikel VI 
Schlußvorſchriften 

(1) Vorbereitende Maßnahmen zur Durchführung dieſer Verordnung können ſchon vor dem Inkraft⸗ 
treten der einzelnen Vorſchriften getroffen werden. 

(2) Der Senat kann zur Durchführung und Ergänzung der Vorſchriften dieſer Rechtsverordnung 
Verordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. Er kann Vorſchriften der Reidsver- 
ſicherungsordnung und des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes zwecks Anpaſſung an die Vorſchriften dieſer 
Verordnung ändern. 

Danzig, den 1. Juli 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr.⸗Ing. Althoff 


101 Verordnung 
zur Abänderung des Verſorgungsgeſetzes und des Verfahrensgeſetzes. 
Vom 24. 6. 1932. 


Auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. 1931 S. 719) wird folgendes mit 
Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel! 


Unbeſchadet der bisher verordneten Anderungen iſt das Verſorgungsgeſetz in der Faſſung vom 
8. 11. 1928 (G. Bl. 1928 S. 365) mit folgenden weiteren Anderungen anzuwenden: 1 
1. § 30 erhält folgende Faſſung: 

„Für jedes eheliche Kind wird bis zur Vollendung des 15. Lebensjahrs dem Beſchädigten eine 
Kinderzulage in Höhe von 20 vom Hundert der nach den $$ 27 Abſ. 1 und 28 zuſtehenden Ge— 
bührniſſen gewährt. Den ehelichen Kindern werden gleichgeitellt: 

1. die für ehelich erklärten Kinder, 

2. die an Kindes Statt angenommenen Kinder, ' 
3. die Stiefkinder, y 

4. die Pflegekinder, wenn fie vor Anerkennung der Folgen der Dienſtbeſchädigung von dem 

Beſchädigten unentgeltlich unterhalten worden ſind, 

5. die unehelichen Kinder, wenn ſie vor Anerkennung der Folgen der Dienſtbeſchädigung er- 
zeugt worden ſind und die Vaterſchaft des Beſchädigten glaubhaft gemacht iſt. 
Für Stief⸗ und Pflegekinder wird die Kinderzulage nur gewährt, ſolange fie von dem Beſchä⸗ 


3 
412 Es 


digten unentgeltlich unterhalten werden. Die Kinderzulage für uneheliche Kinder wird auch auf 
Antrag des geſetzlichen Vertreters gewährt. | 

Sit ein Kind bei Vollendung des 15. Lebensjahres infolge körperlicher oder geiſtiger Ge- 
brechen außerſtande, ſich ſelbſt zu unterhalten, ſo kann die Kinderzulage gewährt werden, ſolange 
dieſer Zuſtand dauert und der Beſchädigte das Kind unentgeltlich unterhält, längſtens bis zum 
Ablauf des Monats, in dem es ſich verheiratet. Hat das Kind bei Vollendung des 15. Lebensjahrs 
die Berufsausbildung noch nicht beendet, fo kann dem Schwerbeſchädigten die Kinderzulage bis 
zum vollendeten 21. Jahre gewährt werden. 

Wenn für dasſelbe Kind mehrere Kinderzulagen nach dieſem Geſetz in Betracht kommen, ſo 
wird nur die günſtigere Kinderzulage gewährt. Ift der Betrag mehrerer Kinderzulagen gleich hoch 
oder ſorgt der Beſchädigte nicht für das Kind, ſo beſtimmt die Verſorgungsbehörde, an wen die 


Kinderzulage zu zahlen iſt.“ 


„Hinter $ 30 wird folgender neuer $ 30 a eingefügt: 


„Die Gebührniſſe von Beſchädigten, deren Erwerbsfähigkeit um weniger als 50 vom Hundert 
gemindert iſt, werden um 20 vom Hundert der nach $$ 27 Abſ. 1 und 28 zuſtehenden Gebiihr- 


niſſe gekürzt.“ 


. $ 41 erhält folgende Faſſung: 


„Iſt der Tod die Folge einer Dienſtbeſchädigung, ſo erhalten die ehelichen Kinder des Ver— 
ſtorbenen bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres Waiſenrente. Den ehelichen Kindern werden 
gleichgeſtellt: 1 7 

1. die für ehelich erklärten Kinder, 
2. die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 
3. die Stiefkinder, a 
4. die Pflegekinder, die der Verſtorbene bei ſeinem Tode mindeſtens ſeit der Einziehung zum 
N Militärdienſt oder ſeit einem Jahre unentgeltlich unterhalten oder für die er Kinderzulage 
($ 30) bezogen hat, 
5. die unehelichen Kinder, wenn die Vaterſchaft des Verſtorbenen glaubhaft gemacht ijt. 
Sit ein Kind bei Vollendung des 15. Lebensjahrs infolge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen 
außerſtande, ſich ſelbſt zu unterhalten, ſo kann die Waiſenrente gewährt werden, ſolange dieſer 
Zuſtand dauert, längſtens bis zum Ablauf des Monats, in dem es ſich verheiratet. Hat das 
Kind bei Vollendung des 15. Lebensjahres die Berufsausbildung noch nicht beendet, ſo kann die 
Waiſenrente bis zum vollendeten 21 Jahre gewährt werden. 

Wenn für dieſelbe Waiſe mehrere Waiſenrenten nach dieſem Geſetz in Betracht kommen, ſo 
wird nur die günſtigere Waiſenrente gewährt. 

Die Waiſenrente beträgt für jedes Kind, deſſen Vater oder Mutter noch lebt, 25 vom 
Hundert, für jedes Kind, deſſen Eltern nicht mehr leben, 40 vom Hundert der Vollrente des 


Verſtorbenen.“ 


. 51 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: ; 


„Dieſe beträgt an einem Orte 
der Ortsklaſſe A . . . 18 vom Hundert, 
B were 12 * ” 
I ” ; € . . . 6 ” ” 
der nach den $$ 27 bis 30a, 32, 37 bis 50 zu gewährenden Gebührniſſe.“ 


” ” 


. $ 55 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


„Iſt der Anſpruch erſt nach dem Ausſcheiden aus dem Dienſte angemeldet worden, ſo be— 
ginnt die Zahlung mit dem Monat, in dem die Vorausſetzungen für die Gewährung der Rente 
erfüllt ſind, früheſtens mit dem Monat, in dem die Anmeldung erfolgt iſt. Das gleiche gilt bei 


Anmeldung eines höheren Anſpruchs.“ 


. $ 56 erhält folgende Faſſung: 


„Die Zahlung der Hinterbliebenenrente beginnt früheſtens mit dem auf den Sterbetag fol— 
genden Monat, wenn jedoch Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr nicht gezahlt werden, mit 
dem auf den Sterbetag folgenden Tage. | 

Wird ein Anſpruch auf Hinterbliebenenrente erſt nach Ablauf eines Jahres nach dem Tode 
geltend gemacht, ſo beginnt die Zahlung mit dem Monat, in dem die Vorausſetzungen für die 
Gewährung der Rente erfüllt ſind, früheſtens mit dem Monat, in dem die Anmeldung erfolgt iſt. 

Für die nach dem Tode ihres Vaters geborenen Waiſen beginnt die Zahlung der Rente, 
wenn der Anſpruch innerhalb eines Jahres nach der Geburt geltend gemacht worden iſt, mit dem 
Monat der Geburt, ſonſt mit dem Monat, in dem die Anmeldung erfolgt iſt. 5 
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Eine Erhöhung der Hinterbliebenenrente beginnt mit dem Monat, der auf das die Erhöhung 
begründende Ereignis folgt; früheſtens mit dem Monat, in dem der Antrag auf Erhöhung ge— 
ſtellt wird. Eine Minderung oder Entziehung der Hinterbliebenenrente tritt mit dem Ablauf des 
Monats ein, in dem die Vorausſetzungen für die bis dahin gewährten Bezüge weggefallen ſind. Die 
nach dieſem Zeitpunkt gezahlten Hinterbliebenengebührniſſe ſollen nur zurückgefordert werden, wenn 
der Verſorgungsberechtigte eine weſentliche Veränderung der für den Bezug der Gebührniſſe maß⸗ 
gebenden Verhältniſſe abſichtlich verſchwiegen hat, obwohl er von der Verſorgungsbehörde auf 
die Pflicht zur Anzeige hingewieſen worden war. 

Sind Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr gewährt, ſo werden ſie auf die für den gleichen 
Zeitraum zu zahlende Hinterbliebenenrente angerechnet. Überſteigt der Geſamtbetrag der für das 
Sterbevierteljahr zuſtehenden Hinterbliebenenrente die Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr, ſo 
beſtimmen die Verſorgungsbehörden endgültig, an wen der Mehrbetrag zu zahlen iſt.“ 


Artikel Il 
Beſchädigten, die vor dem 1. Auguſt 1920 aus dem Militärdienſt ausgeſchieden ſind und am 31. 
Juli 1930 keine Rente bezogen haben, kann allgemein nur noch Verſorgung in entſprechender An⸗ 
wendung der Verordnung des Senats vom 27. 1. 1931 (G. Bl. 1931 S. 24) gewährt werden. 
Artikel III 
Im Verfahren vor den Spruchbehörden der Militärverſorgung kann dem Rechtsmittelkläger bei 


der Einlegung der Berufung oder des Rekurſes die Entrichtung einer Gebühr mit der Wirkung auf⸗ e 
erlegt werden, daß das Rechtsmittel nicht als eingelegt gilt, wenn die Gebühr nicht binnen einer 5 
beſtimmten Friſt entrichtet wird; entſprechendes gilt für Anträge auf Wiederaufnahme des Ver- E 
fahrens. A 
Artikel IV ; 2 
Unbeſchadet der bisher verordneten Anderungen iſt das Geſetz über das Verfahren in Verſorgungs⸗ + 
Jaden in der Faſſung vom 8. 11. 1928 mit folgenden weiteren Änderungen anzuwenden: $ 
1. $ 20 Abi. 1 erhält folgende Faſſung: N 8 
„Die Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten erhalten eine angemeſſene Entſchädigung für a 


den durch die Teilnahme an einer Sitzung bedingten Ausfall an Arbeitseinkommen und für Auf⸗ 
wand ſowie Erſatz der Fahrkoſten. Die nähere Regelung trifft der Senat, Abteilung Soziales, 
im Benehmen mit der Finanzabteilung.“ / a 

2. $ 37 Ubj. 1 erhält folgenden Satz 2: = 
„Der Antrag auf Anerkennung einer Geſundheitsſtörung als Folge einer Dienſtbeſchädigung 4 

iſt ausgeſchloſſen, wenn nur eine Verſorgung in Betracht kommt, deren Gewährung in das pflicht⸗ 


mäßige Ermeſſen der Verwaltungsbehörde geſtellt iſt.“ 
: Artikel V 
Es treten in Kraft: 
Artikel I und IV Nr. 1 mit dem 1. Auguſt 1932, 
Artikel II mit dem 28. Juli 1930. : 

Die Vorſchriften des Artikels! finden mit Wirkung vom 1. Auguſt 1932 auch auf bereits be⸗ iS 
willigte Verſorgungsgebührniſſe Anwendung. Die Rechtskraft früherer Entſcheidungen ſteht nicht ent⸗ 
gegen. 

Die Vorſchriften des $ 30 Abſ. 4, $ 41 Abi. 3, S 55 Abſ. 2 und $ 56 Abi. 2 und 4 des Ver⸗ y 
ſorgungsgeſetzes in der Faſſung des Artikels 1 Nr. 1, 3, 5 und 6 finden auch Anwendung auf An⸗ ir 
ſprüche, die für die Zeit vor dem 1. Auguſt 1932 geltend gemacht ſind oder noch werden. 
über die Umrechnung und Neufeititellung der Verſorgungsgebührniſſe auf Grund der Vorſchriften 
des Artikels 1 werden Beſcheide nicht erteilt, ein Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 

Artikel IV Nr. 2 gilt auch für anhängige Anträge und Rechtsmittel. 

Bis zum Inkrafttreten der im Artikel IV Nr. 1 vorgeſehenen Regelung ſind für die Entſchädi⸗ 
gung der Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten die bisherigen Beſtimmungen maßgebend. : 


Danzig, den 24. Juni 1932. 8 
Der Senat der Freien Stadt Danzig Ne 


Dr.-Ing. Althoff Dr. Hoppenrath 


e 


8 


— Wend von u, 5 Danzig. 


— . —ſ— 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſepblattes und Staatsanzeigers. 


